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Rechtssatz 

Bei Betrachtung der einzelnen Befreiungsbestimmungen des § 1 NEUFÖG ist erkennbar, dass der Gesetzgeber 
darin durchaus unterschiedliche Vorgänge von den angeführten Abgaben befreit hat, und zwar spezifisch nach 
der jeweiligen Abgabenart. So ist etwa im Zusammenhang mit der Befreiung von Grunderwerbsteuer (Z 2), den 
Grundbuchsgebühren (Z 4), der Gesellschaftsteuer (Z 5) und der Börsenumsatzsteuer (Z 6) von der 
"Neugründung der Gesellschaft" die Rede, während die Befreiung von den Firmenbuchgebühren von der 
"Neugründung des Betriebs" abhängig ist. Diese Differenzierung ist - wie aus den Gesetzesmaterialien (Hinweis 
1766 BlgNR 20. GP) ersichtlich ist - durchaus als vom Gesetzgeber gewollt anzusehen. Nach dem 
Ablehnungsbeschluss des Verfassungsgerichtshofes vom 11. Juni 2002, B 858/01-7, ist eine solche 
Differenzierung der Gestaltung des Gesetzgebers überlassen. 


